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.An den 

Präsidenten' 
,des Nationalrates 
Anton BENYA 

Parlament 
1 017 Wien 

'. ~ .. 

102 lAB 

~80 eUg .. D B 
:Zu '131,/J 

Die Abgeordneten Zurrl Nationalrat Diplo Ingo RIEGLER und Genossen 
haben am 90 Juli 198~unter der Nro 731/J an mich eine schrift= 
liche parlamentarische Anfrage betreffend Ausbau der wirt­
schaftlichen Landesverteidigung gerichtetg welche folgenden 
Wortlaut hat: 

,\11)10 Welche· Maßnahmen sind im Rahmen der wirtschaftlichen Landes­
verteidigung in letzter Zeit gesetzt worden und welche 
Maßnahmen sind für die unmittelbare und fernere Za~unft 
geplant? 

2 0 Plant die Bundesregierung den Aufbau von Krisenvorrats­
lagern p wie sie beispielsweise die Schweiz als eine Selbst-
verständlichkeit ansieht? - , 

30 Sollten nicht auch in österreichischen Haushalten Bevor~ 
ratungsmaßnahmen gesetzt werden g wie sie in ,anderen westlichen 
Industriena tionen üblich sind ?9Q 

Ich beehre mich o diese Anfrage wie folgt zu beantworteno 

" Zu Frage...Ll. 

Zunächst darf ich darauf hinweiseno daß der Bundesminister 
fUr Handel o Gewerbe und Industrie bei der Beantwortung der 
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seinerzeitigen Anfrage Nro 1772/1 der Abgeordneten ZlL~ National­
rat Dro FIEDLER und Genossen vom 170 30 1978 betreffend Krisen­
vorsorge, eine eingehende Darstellung der bis Hitte Hai 1978 

durqhgeführten Maßnahmen auf dem Gebiet der Wirtschaftlichen , 
Landesverteidigung gegeben hato 

In einer weiteren Anfragebeantwortung hat der B"lmdesminister 
für Handel, Gewerbe und Industrie (Anfrage Nr o 268/J der Abge-­
ordneten zum Nationalrat Dro ER~ACORA und Genossen vom 170 

12 0 1979) über den Beitrag seines Ressorts zum Absc}mitt Wirt­
schaftliche Landesverteidigung des Landesverteidigungsplanes 
Stellung genommeno In diesem Zusammenhang ~~rde auch festge­
halten 0 Oidaß der Entwurf des Abschnittes "Wirtschaftliche 

. . 
Landesverteidigung g9 zu den einzelnen Zielen bzw" '1'eilzielen 
die jeweilige ~eali~ierung von Maßnahmen der Wirtschaftlichen 
Landesverteidigung in einzelnen Phasen vorsiehto Ob und inwieweit 
für diese einzelnen Phasen kalendarische Zeiträume festgelegt 

. werden, muß den Beratungen im Landesverteidigungsrat vorbehalten 
bleiben .. 9~ 

Die Unterkommission des Landesverteidigungsrates hat inzwischen 
zwei Sitzungen (160501980 und 270601980) zum Bereich ~virtschaft­
liche Landesverteidig~~g abgehalten p wobei der Bundesminister 

,., für Hande1 9 Gewerbe und Indus trie ein umfangreiches Konvolut 
betreffend die seit 10 10 1975 geleistete F~beit auf dem Gebiet 
der Wirtschaftlichen Landesverteidigung den Wehrsprechern 
aller drei im Parlament vertretenen parteien vorgelegt hato 

In letzter Zeit ist es dem Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie nach mehrjährigen Vorarbeiten auf der Ebene 
der Sozialpartner gelungen g das versorgungssicherungsgesetz 
dem Na tionalra t zur .geschl ußfas sung vorzulegc:no Dieses <::ins tim,-ni'3 
vom Nationalrat verabschiedete Gesetz dient der Sicherstellung 
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der Versorgung in einern Krisenfall mit wichtigen Bedarfsgütern 
im nichtenergetischen Bereicho '" 

In diesem Zusarr~enhang muß auch erwähnt werden!) daß der Bundes­
minister für Handel p Gev.'erbe und Industrie bemüht ist!) das 
derzeit in,Kraft stehende Erdöl-Bevorratungs- und Meldegesetz 
und das Energielenkungsgesetz zu einem Energiesicherungsgesetz 
zu verschmelzen, um eine effizientere Handhabung der,Energie­
lenkung in Krisenzeiten zu ermöglicheno Derzeit gibt es keine 
Möglichkeit p schon vor Ausbruch·oder zur Vermeidung einer 
Krise vorbereitende administrative Maßnahmen bzwo Beschränkungs­
:naßnahmen ergreifen zu können. Dieses Energi.esicherungsgesetz 
ist Gegenstand weiterer Beratungen im Hande1sal1.'sschuß und 
soll nach einem Jahr die beiden zitierten Gesetze ablösen. 
Schon jetzt wurde es durch.di.e am 10,70 1980 in Kraft getretene 
Änderung des Erdö1-Bevorratungs- und Meldegesetzes mög1~ch, 
eine Aufstockung der Pflichtnotstandsreservenauf 25 % des 

. . _. . ;", 

jeweiligen Vorjahresimportes vorzunehmen 0 

Weitere Maßnahmen im Bereich der Wirtschaftlichen Landesvertei-. .' 

digung betreffen die Verlängerung des Lebensmittelbewirtschaftungs-.. - -
gesE7tzes1952 und des sogenannten "Paketes iO der übrigen Wirt-

schaftsgesetze um weitere 2. Jahre 0 , .:'. ,.... _, 

Zu Frage 2 g 

Die Bedeutung o die die Bundesregierung der Krisenbevorratung, 
insbesondere auf d~m Sektor der Energie einräumt!) geht ,aus 

, . 
der eingangs zitierten Anfragebeantwortung hervor. Aber auch . . 

t . 

in anderen Bereichen wurde der Krisenbevorratung große Aufmerksamkeit 
zugewendet 0 Beispielhaft seihie~ die Sonderkreditaktion, 
des Blffidesministeriums für Land- und Forstwirtschaft, die 
in den Jah~en 1974/75 abgelaufen ist und der ,Schaffung von 
Bevorratungslagerraum, insbesondere SiloS 9 Hallen, Kühlhäuser, 
Dieseltanks und DUngerlager, zum Ziele hatte, erwähnt .. 
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Auf dem Roh- und Grundstoffsektor wurde von einer Arbeitsgruppe, 
bestehend aus Vertretern der Wissenschaft fl der Interessenver­
tretungen ul1.d des Bundesminis teri ums für nande 1, Gewerbe und 
Industrie eine Liste der kritischen Rohstoffe erstellto Dabei 
wurden 40 Stoffe als vtkri tisch t9 und zwölf als "besonders kri­
tisch" eingestuft" Inwieweit weitere Fortschritte erzielt 
werden ~ ist nicht zuletzt -'eine Frage der Aufbringung der ent­
sprechenden finanziellen Mittelo Es bedarf sicher auch der 

, , 

Bereitschaft der Bevölkerung, für die Krise~vorsorge einen 
der,Leistungsfähigkeit des einzelnen angemessen~n Beitrag 
zu leisteno 

"Zu Frage 3 : 
," < ": <,~. 

~~ "," ~.:' . . ' 

'Der Haushaltsb~vorratung kommt jed~~fali~ für den Krisenfall 
wesentliche Bedeutung'zu o da sie bei Eintreten von versorgungs-

t schwie~igkei ten bis zum Einset'zen des b~hördlichen Verteilungs­
'apparates die einzige Möglichkeit zur ausreichenden Versorgung 
der Bevölkerung mit den notwendigsten Nahrungsmitteln darstellt. . ,,-

In Erkenntnis dieser Bedeutung der Haushaltsbevorratung hat 
. . .. '. ~ . 

die Bundes~egierung bereits Ende des J~hres 1972 die Ak~ion 
, "Not-PackOt initiierto Der Plan sah vor p daß bei ca o 5 Mioe 
'erwachsenen Österreichern j~ 9.kg Lebensmitteln gelagert werden, 
was bedeuten würde p daß'450000 t Grundnahrungsmittel dezen­
tralisiert ll katastrophensicher und jedem Zugriff entzogen 
dem Verbraucher unmittelbar zur Vel{fügung stUnden. 

'", Durch' ein reichliches Angebot von Waren und' auf Grund mangelnden 
ICrisenbeviußtseins, hat die Aktion "Not-Pack'v nicht ganz den 
"erwünscnten Erfolg gezeitigto 

':',.' " ._~ " .,., : 

Ill~'de~ Zwischenzeit ist": nicht 'zuletzt 'durch die sogenannte 
, ' 

Erdölkrise des Jahres 1973- und auf Grund derwnfangreichen 
Öffentlichkeitsarbeit in Form von ULV-Informationsseminaren 

.• _'.;1. 
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. 
ein Umschwung in der öffentlichen Meinung der Bevölkerung 

- , 
eingetreten. Dieser Umschwung läßt sich statisti$ch nachweisen 
.undzwar auf Gru.nd der Auswertung von Zusatzfragen über die 
yorratshaltung yon Brennst?ffen und Lebensmitteln auf Haus­
haI tsebene anläßlich der "erweiterten \vohnungserh~bung" des 
Mikrozensuses im März 1977. Insgesamt ha~~en 65,5 % aller 

- -'- ... -

in der Stichprobe befindlichen Haushalte im März 1977 einen 
MonatsvorratanLebensmi ttell1. 25,8. % hatten :kein~. Vorräte, 
die für einen Monat reichten und 8,7 % enthielten sich genauer 
Angaben über ihre Lebensmittelvorräte" \V'enn auch unterschied­
~iche Prozentsätze der E:Iaushalte1~ie für längere Zeit Vorräte 
bes:L tzen (z .. B. im: Bereich der Landwirtschaft: 82,1. %, in vlien: 
58 %) festzustellen sind, so ist im allgemeinen auf Grund 

. . 
der.Nahrungsmittelglied~rung zu sagen, daß sich etwa die Hälfte 
de! österreichischen Haushalte laut eig~neTh Angabe~ aus Vor­
räten aus dem eigenen Haushalt, wieZucker, .Mehl,.Reis oder 

.. , 

Tei~aren, Fett, Kartoffeln, Tiefkühlfleisch oder Fleischk?nSer-
ven einen Mo~at lang ernähren könnte .. Wenngleich auch diese 
Vorratswirtschaft auf Haushaltsebene nur zu einem kleineren 
Teil als :rorsorge für einen Krisenfall angesehen werden kann,. 
so können doch nicht die Tendenz ZTh~ Großeinkauf in gewissen 
Zeitabs tänden , der Einkauf in Supermärkten und die Nutzung 
von Sonderangeboten a.ußer Betracht bleiben. 

Die Erfahrungen des Jahres 1972 haben gezeigt, daß es notwendig 
ist, die Haushalte immer wieder und besser zu informieren, 
um sie zum A..'1.legen eines Vorrates zu motivieren .. Dementsprechend 
sind in jüngster Zeit im Bundesministerium für Handel, Gewerbe 
und Industrie erneut Bemühungen im Gange, eine auf ernährungs­
physiologischer Basis aufgebaute Bevorra tu..Ylg den ös terreichi­
sehen Haushalten zu empfehlen. Ein entsprechender Faltprospekt 
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ist vom Bundesministerinffi für Handel p Gewerbe und Industrie 
. -

in Aus arbe i tung p wobei ·di.e Verteilung über den 10 Arbe i tsausschuß 
Geistige Landesverteidigung n mi t der Zielgruppe Aäs auf· der 
einen Seite und ~ber die Handelsketten und Großverbrauchermärkte 
auf der anderen Seite erfolgen sollo Die diesbezüglichen Über-

. , " 

legungen sind - vor allem um eine entsprechende nachhaltende 
Wirkung zu erzIelen - noch nicht abgeschlossen" Der Plan sieht 
auch eine allf~llige Heranziehung einschlägiger Medien vor 
sO'IIIIe Mögl~chkei ten, wie sie" etwa einer marktaufschließenden 
Kampagne zugrunde zulegen wäreno' 

Was die Haushaltsbevorratung in anderen westlichen Industriena-. . 
tionen betrifft, so kann all~rdings am Beispiel Schwedens 
demonstriert werden g daß allzu große Erwartungeng die in die 
staatlich forcierte Haushaltsbevorratung gesetzt wurden, nicht 
erfüll t werden konnten; Auch die Schweiz kennt keine ge~etz­
liehe Verpflichtung' zur Vorratshaltung g sondern bes tirnmt""im 
Art. 19 des Bundesgesetzes über die wirtschaftliche triegs-

"vorsorge ledi'glich g daß bed Auftreten "ernstlicher Störung" 
der Zufuhr oder bei unmittelbarer Kriegsgefahr Massenkäufe" 
in der Weise verhindert werden sollen p daß die Abgabe von 
Waren für höchstens 48 Stunden polizeilich verboten werden 
kann. 

." 

I 
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